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Erster  Teil 

Einleitung 

I . Problemstellung 

Betrachtet man die gesetzlichen Voraussetzungen für das Vorliegen 
einer notwendigen Streitgenossenschaft (§ 64 VwGO, § 62 Abs. 1 ZPO) 
und die für eine notwendige Beiladung (§ 65 VwGO), so fäl l t auf, daß 
sie weitgehend übereinstimmen: 

Nach § 62 Abs. 1 ZPO 1. Alt., der über § 64 VwGO auch für den Ver-
waltungsprozeß Anwendung findet, liegt eine notwendige Streitgenos-
senschaft dann vor, wenn das streitige Rechtsverhältnis den Streitge-
nossen gegenüber nur einheitlich festgestellt werden kann, während 
das Gericht auf Grund des § 65 Abs. 2 VwGO einen Dri t ten dann bei-
laden muß, wenn dieser an dem streitigen Rechtsverhältnis derart be-
teil igt ist, daß die Entscheidung auch ihm gegenüber nur einheitlich er-
gehen kann. Hinzu kommt, daß die Notwendigkeit einheitlicher Ent-
scheidung nicht nur ein Merkmal der ersten Fallgruppe des § 62 Abs. 1 
ZPO ist, sondern für alle Fälle des § 62 Abs. 1 kennzeichnend ist1. 

Ist aber für beide Institute die notwendige einheitliche Entscheidung 
gegenüber mehreren Wesensmerkmal, so könnten sie zumindest theo-
retisch in den gleichen Fällen zur Anwendung kommen. Es stellt sich 
damit die Frage, inwieweit diese Möglichkeit tatsächlich gegeben ist, 
und wie die daraus entstehenden Konkurrenzprobleme zu lösen sind. 

I I . Der Gang der Untersuchung 

Entsprechend der Problemstellung ist zunächst zu untersuchen, in 
welchen Fällen unter dem Gesichtspunkt der notwendigen einheitlichen 
Entscheidung beide Institute zur Anwendung kommen könnten und ob 
nicht ihre sonstigen Verschiedenheiten von selbst eine Trennung be-
wirken. Ist der Bereich abgegrenzt, i n dem eine Konkurrenz möglich 
ist, so ist weiter zu prüfen, ob nicht ein gesetzlich vorgeschriebener 
Zweck, der mi t der einheitlichen Entscheidung verbunden ist, in eini-
gen Fällen die alleinige Anwendung eines Instituts erfordert.  Soweit 

1 Schwab , Festschrift  für Lent, S. 271; Rosenberg/Schwab,  LB, §501. 
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sich auch daraus eine Trennung nicht ergibt, ist noch nichts Endgültiges 
über ihr tatsächliches Verhältnis zueinander gesagt. Dieses ist vielmehr 
an Hand der Aufgaben zu klären, die die Institute zu erfüllen haben. 
Dienen sie verschiedenen Aufgaben, die sie jeweils für einen Tei l der 
Fälle notwendig einheitlicher Entscheidung nicht erfüllen können, so 
ist ihre Anwendung für diesen Bereich ausgeschlossen. 

I m Rahmen dieser Untersuchung w i rd es sich auch als notwendig er-
weisen, die möglichen Fallgruppen der notwendigen Streitgenossen-
schaft im Verwaltungsprozeß herauszuarbeiten. Dies hängt einmal da-
mi t zusammen, daß über diese Fälle in Literatur und Rechtsprechung 
keine Klarheit herrscht und gerade auch deshalb über das Verhältnis 
notwendige Streitgenossenschaft  — notwendige Beiladung teilweise 
Widersprüchliches ausgeführt  wurde. Zum anderen haben Aussagen 
über ihr Verhältnis wenig praktischen Nutzen, wenn im Einzelfall 
streitig ist, ob die Voraussetzungen eines Instituts, das das andere aus-
schließen würde, vorliegen. 

I I I . Vergleich mit dem Zivilprozeßrecht 

Bei diesen Untersuchungen ist das Zivilprozeßrecht vergleichend mit 
heranzuziehen. Dies ist zweckmäßig, da das Zivilprozeßrecht das Pro-
zeßrecht ist, das von der Wissenschaft am eingehendsten behandelt 
wurde, und damit für Prozeßinstitute, die auch in anderen Prozeß-
ordnungen geregelt sind, die zivilprozessualen Erkenntnisse fruchtbar 
gemacht werden können. So gibt es über die Streitgenossenschaft  im 
Zivilprozeß zahlreiche Abhandlungen2, während solche für den Ver-
waltungsprozeß fehlen. Die Rechtfertigung für die Übernahme der Er-
gebnisse auf dem Verwaltungsprozeß ergibt sich hier unmittelbar aus 
dem Gesetz; denn §64 VwGO erklärt §62 ZPO vol l für anwendbar. 
Grenze für die Übernahme kann hier nur Sinn und Zweck des Ver-
waltungsprozesses selbst sein. Aber auch soweit die Verwaltungsge-
richtsordnung Regelungen enthält, die in dieser Form nicht Eingang in 
den Zivilprozeß gefunden haben, kann die Heranziehung des Ziv i l -
prozeßrechts von Nutzen sein. Das Insti tut der Beiladung kommt in 
dieser allgemeinen Form im Zivilprozeß nicht vor3. Trotzdem ist ein 

2 Vgl. zuletzt Hassold,  Die Voraussetzungen der besonderen Streitgenossen-
schaft, m i t Nachweisen über die bisherigen Abhandlungen. 

3 I n der ZPO sind in den §§ 640 e, 666 Abs. 3 i. Verb. m. 679 Abs. 4 und 856 
Abs. 3 Fälle geregelt, die die h. M. als Beiladung eines Dr i t ten ansieht. A l l -
gemein zur Beiladung im Zivilprozeß: Roßmann, Die Beiladung i m Z iv i l -
prozeß. Für eine allgemeine Einführung des Inst i tuts der Beiladung i m Z iv i l -
prozeß de lege ferenda schon Hellwig,  L B I I , § 1391, F N 14. Über die Not-
wendigkeit einer notwendigen Beiladung als Verfassungspflicht  Lerche,  ZZP 
78, 1 ff.;  Bettermann,  JZ 1962, 676 f. 
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Vergleich mi t dem Zivilprozeßrecht ratsam, um zu erkennen, inwieweit 
der Zivilr ichter vor gleiche oder ähnliche Probleme gestellt ist und wie 
diese dort gelöst werden. Gleiche oder ähnliche Interessenlagen erfor-
dern für beide Prozeßarten gleiche oder ähnliche Lösungen4. M i t dieser 
Heranziehung soll jedoch nicht einer allgemeinen Anwendung der 
Grundsätze des Zivilprozesses das Wort geredet werden5. Vielmehr ist 
jeweils im Einzelfall zu prüfen, ob nicht die Besonderheiten des Ver-
waltungsprozesses eine andere Regelung erfordern. 

I V . Problemabgrenzung 

Die enge Berührung mi t dem Zivilprozeß bringt es mi t sich, gewisse 
Einschränkungen zu machen. Soweit gesicherte Erkenntnisse des Ziv i l -
prozesses vorliegen, die auf den Verwaltungsprozeß übertragen werden 
können, sollen diese nicht i n Frage gestellt werden. So sind z. B. die 
Ergebnisse der Zivilprozeßrechtswissenschaft  über Gestaltungsklage, 
Gestaltungswirkung und Rechtskrafterstreckung,  Streitgegenstand und 
Streitgenossenschaft  für die Untersuchung von Bedeutung und können 
übernommen werden, ohne daß Sinn und Zweck des Verwaltungspro-
zesses entgegenstehen. Es würde zu weit führen, wenn hier nochmals 
überprüft  würde, inwieweit diesen Ergebnissen zugestimmt werden 
kann. Nur soweit von einer herrschenden Meinung noch nicht gespro-
chen werden kann, ist es notwendig, dazu Stellung zu nehmen. 

Gegenstand der Untsuchung ist es auch nicht, sämtliche Fälle der not-
wendigen Beiladung darzustellen6. Die Voraussetzungen und Wirkun-
gen der notwendigen Beiladung sind nur insoweit anzusprechen, als 
es für die Bestimmung des Verhältnisses zur notwendigen Streitge-
nossenschaft erforderlich  ist. Nicht behandelt werden das sozial- und 
das finanzgerichtliche Verfahren,  die beide notwendige Beiladung und 
notwendige Streitgenossenschaft  kennen7. 

4 Menger,  System des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes, S. 63. 
5 Ablehnend hierzu Wacke,  AöR 40, 159; Bettermann  (DVB1 1951, 39) sagt, 

daß m i t der Anwendung zivilprozessualer Grundsätze nicht der Eindruck 
entstehen dürfte,  daß das Verwaltungsprozeßrecht auf dem Mutterboden des 
Zivilprozesses gewachsen sei, ohne daß es sich trotz aller Emanzipations-
versuche von diesem lösen könne. Die Eigenständigkeit des Verwaltungspro-
zesses w i r d aber nicht dadurch beseitigt, daß Erkenntnisse des Zivilprozesses 
auch hier fruchtbar  gemacht werden. 

6 Diesen Versuch hat Bichler  i n seiner Dissertation über die notwendige 
Beiladung unternommen. 

7 Die notwendige Beiladung ist i n § 75 Abs. 2 SGG und i n § 60 Abs. 3 FGO, 
die notwendige Streitgenossenschaft  i n § 74 SGG, § 59 FGO jeweils i. Verb. m. 
§ 62 ZPO geregelt. 


